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Persönliche Haftung
Recht  Als oberstes Leitungsorgan trägt der Verwaltungsrat die letzte Verantwor-
tung im Unternehmen. Dementsprechend bestehen für ihn gewisse Haftungsrisi-
ken. Was ist zu beachten, um als Verwaltungsrat diese Haftungsrisiken zu vermin-
dern?
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V erletzt ein Mitglied des Verwal-
tungsrats seine Pflichten, kann 
es mittels Verantwortlichkeits-
klage zum Ersatz des Schadens 

verpflichtet werden. Zur Klage befugt sind 
nebst der Gesellschaft die Aktionäre und 
im Konkurs auch die Gläubiger der Gesell-
schaft. Dabei haftet der Verwaltungsrat 
für jedes Verschulden, das heisst auch für 
leichte Fahrlässigkeit.

Ohne jedes Verschulden können Verwal-
tungsräte unter Umständen auch persönlich 
haftbar gemacht werden für:
•	� die Bezahlung der Beiträge an die Pensi-

onskasse
•	� die Steuerforderungen gegen die Gesell-

schaft (Verrechnungssteuer, Mehrwert-
steuer, direkte Bundessteuer)

•	� die Sozialversicherungsbeiträge für 
Arbeitnehmer der Gesellschaft (z.B. an 
die AHV)

Schliesslich besteht bei Vorliegen gewisser 
Tatbestände auch die Gefahr von Strafanzei-
gen gegen Verwaltungsratsmitglieder, zum 
Beispiel aufgrund ungetreuer Geschäftsbe-
sorgung, Misswirtschaft und/oder Gläubi-
gerschädigung durch Vermögensverminde-
rung.

Décharge Erteilung
Durch den Entlastungsbeschluss einer 
Generalversammlung (Décharge Erteilung) 
wird das Verwaltungsratsmitglied aus-
schliesslich von einem möglichen Ersatz-
anspruch der Gesellschaft befreit. Für den 
Schaden, der den Aktionären direkt ent-
standen ist, bleiben die Aktionäre in jedem 
Fall zur Klage befugt. Die Décharge bezieht 
sich zudem einzig auf Bekanntgegebenes, 
also auf das, was die Aktionäre anlässlich 
der Generalversammlung wissen. Sollten 
unbekannte Umstände nach einer General-
versammlung zutage treten, kann basierend 

darauf, trotz Entlastung, geklagt werden. 
Schliesslich sind an den Entlastungsbe-
schluss auch nur diejenigen Aktionäre 
gebunden, welche der Décharge Erteilung 
zugestimmt haben.

Verminderung des Haftungsrisikos
Die Beachtung der folgenden Ratschläge 
dürfte das Haftungsrisiko als Verwaltungs-
ratsmitglied erheblich minimieren:

1. Sorgfältig und pflichtbewusst handeln, 
wozu auch die Wahrnehmung der 

Informationsrechte gehört. Das heisst, bei 
Unklarheiten nachfragen, opponieren und 
wenn man nicht einverstanden ist, das im 
Protokoll vermerken lassen.

2. Formelle Vorschriften und Hand-
lungspflichten des Aktienrechts (so 

z.B. Pflichten gemäss Art. 725 OR) konse-
quent beachten. 

3. Korrekte Delegation an die Geschäfts-
führung auf Grundlage der Ermäch-

tigung in den Statuten und Konkretisierung 
im Organisationsreglement. Die Verantwor-
tung beschränkt sich sodann auf die sorg-
fältige Auswahl, Instruktion und Überwa-
chung der Geschäftsführung.

4. Für die Einhaltung der Buchfüh-
rungsvorschriften sorgen und, wenn 

möglich, auf der Wahl einer sachkundigen 
Revisionsstelle bestehen.

5. Interessenskonflikte erkennen und 
wenn nötig in den Ausstand treten. 

Als ultimo ratio, und wenn Unzulänglich-
keiten trotz formeller Einsprache nicht 
behoben werden, vom Rücktrittsrecht 
Gebrauch machen.

6. Überprüfen, ob Sozialabgaben und 
Steuerforderungen der Gesellschaft 

auch tatsächlich entrichtet werden, insbe-
sondere in kleineren Gesellschaften.

7.Durch den Abschluss einer Versiche-
rung (Organhaftpflichtversicherung) 

das persönliche Haftungsrisiko eingren-
zen.�
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